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IX. Dialog der 
EVP-ED-Fraktion mit der 

Orthodoxen Kirche 
Zum IX. Dialog der EVP-ED-Fraktion mit der Ortho- 
doxen Kirche kamen auf Einladung des Ökumeni- 
schen Patriarchen Bartholomaios I. Vertreter der Or- 
thodoxen Kirche Europas mit der christdemokrati- 
schen Fraktion der Europäischen Volkspartei in Is- 
tanbul zusammen, um die spirituellen Grundlagen 
für ein erweitertes Europa zu diskutieren. Das zen- 
trale Anliegen der Teilnehmer des Treffens war die 
Forderung nach religiöser Freiheit, insbesondere des 
Rechts der freien Ausübung des Glaubens, und des 
Rechts für Glaubensgemeinschaften, soziale Initia- 
tive zu übernehmen und Grundbesitz zu erwerben. 
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EU-GIPFEL 

HARTMUT   NASSAUER: 

EU-Gipfel: Von der Fehlzündung zum 
vollständigen Motorstillstand 

REFORMüBER LEGUNGEN  SIND  IM  SUMPF UNGELöSTER AKTUELLER 

PROBLEME  STECKEN   GEBLIEBEN 

räch einem viel 
versprechenden 

Auftakt ist die britische 
Rats Präsidentschaft 
wieder in den Niederun- 
gen der Realität ange- 
kommen", mit diesem 
Fazit hat der Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Grup- 
pe im Europäischen Par- 
lament, Hartmut Nas- 
sauer, den zu Ende ge- 
gangenen informellen EU- 
Gipfel in Hampton Court 
bei London kommentiert. Es sei be- 
dauerlich, so Nassauer weiter, dass 
durchaus sinnvolle Reformüberlegun- 
gen bei der Ausgabenstruktur der Eu- 
ropäischen Union und in Fragen ihrer 
globalen Wettbewerbsfähigkeit letzt- 
lich im Sumpf ungelöster aktueller Pro- 
bleme stecken geblieben seien. 

Der unbefriedigende Ausgang des 
Gipfels habe erneut gezeigt, dass es 
nicht ausreiche politische Visionen zu 
entwickeln, bevor dazu die entspre- 
chende politische Basis gelegt ist. Die 
amtierende Ratspräsidentschaft habe 
es versäumt, ihre Hausaufgaben bei 
der finanziellen Vorausschau, der Wei- 
terentwicklung der EU-Verfassung, den 
laufenden WTO-Verhandlungen und in 
wichtigen Einzeldossiers wie der EU- 
Dienstleistungsrichtlinie zu machen. 

Hartmut Nassauer MdEP 

„Stattdessen hat sie 
sich in Nebenkriegs- 
schauplätzen wie dem 
Globalisierungsfonds, 
einen Grundsatzstreit 
über die Gemeinsame 
Agrarpolitik oder der 
eher akademischen 
Diskussion um das eu- 
ropäische Sozialmodell 
verzettelt. Dementspre- 
chend mager sind die 
Ergebnisse ausgefal- 
len", erklärte Nassauer. 

Als Folge daraus laufe Tony Blair 
nun die Zeit davon. Sein größter Fehler 
sei dabei die Verschiebung der Dis- 
kussion um die finanzielle Voraus- 
schau auf den regulären Dezember- 
Gipfel gewesen: „Aus Angst um die 
Rettung des nicht mehr zeitgemäßen 
Britenrabatts hat sich der Ratspräsi- 
dent damit jeden Handlungsspielraum 
selbst genommen, weil von der un- 
gelösten Finanzperspektive alle weite- 
ren Gestaltungsspielräume insbeson- 
dere beim wirtschaftlichen Reformpro- 
zess abhängen". 

Nassauer kritisierte abschließend 
auch die Überfrachtung der Arbeitsa- 
genda mit Themen wie der Terroris- 
musbekämpfung oder der illegalen Ein- 
wanderung nach Südeuropa. Diese 
Themen seien zwar durchaus wichtig, 
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VERFASSUNG 

gerade für einzelne besonders davon 
betroffene Länder wie Großbritannien 
und Spanien. Dennoch bleibe der Ein- 
druck bestehen, dass sich die britische 
Präsidentschaft nicht vordringlich am 
europäischen Gesamtinteresse orien- 

tiert habe. „Der Verlauf der Präsident- 
schaft zeigt, dass diese Regie ganz of- 
fensichtlich falsch war. Sie wird damit 
als Beispiel dafür haften bleiben, wie 
man es nicht machen sollte", so der 
Gruppenvorsitzende. 

INGO   FRIEDRICH 

Wege aus der Verfassungskrise suchen 
AUSSCHUSS  FüR  KONSTITUTIONELLE  FRAGEN  HäLT  SYMPOSIUM 

Ingo Friedrich MdEP 

er Vizepräsident des 
Europäischen Parla- 

ments, Ingo Friedrich, be- 
grüßtdie Initiative des Eu- 
ropäischen Parlaments, 
in einem Symposium des 
Ausschusses für konsti- 
tutionelle Fragen, des- 
sen Mitglied er ist, Wege 
aus der Verfassungskri- 
se zu suchen. „Das Euro- 
päische Parlament muss 
eine aktive Rolle in der 
Debatte um die Europäi- 
sche Verfassung einnehmen. Es muss 
die Signale der Bürger ernst nehmen und 
eine neue Vision für Europa formulie- 
ren". Experten von Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen analysierten am 
Donnerstag und am Freitag gemeinsam 
mit den Abgeordneten die Gründe für die 
derzeitige Krise, Auswege und das wei- 
tere Vorgehen. „Die Diskussionen waren 
sehrfundiertundzukunftsorientiert",so 
der Vizepräsident des Europäischen Par- 
laments. 

Im Ausschuss für konstitutionelle 
Fragen soll bis Jahresende ein Bericht 

zur Zukunft der Europäi- 
schen Verfassung aus- 
gearbeitet werden. So 
nehme das Europäische 
Parlament eine zentrale 
Rolle ein im Plan D, den 
die Europäische Kom- 
mission ausgerufen 

^L hat. Dieser Plan D wie 
P^^l Demokratie und Dialog 
^k schaffe den Rahmen für 
• eine   europaweite   De- 

batte über die Zukunft 
der Europäischen Uni- 

on. „Wir brauchen eine Erklärungsof- 
fensive, was Europa ist, was Europa lei- 
sten kann und warum wir Europa brau- 
chen. Dabei kommt den Regierungen 
eine zentrale Rolle zu. Auch auf natio- 
naler Ebene muss die Bedeutung Euro- 
pas bewusst gemacht werden", erklärt 
der stellvertretende CSU-Parteivorsitz- 
ende. In Zeiten der Globalisierung und 
den neuen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts müsse den Bürgern klar 
gemacht werden, dass Europa nicht 
Teil des Problems, sondern Teil der Lö- 
sung ist. 
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EINWANDERUNGSPOLITIK 

EWA   KLAMT: 

EU braucht eine gemeinsame 
Einwanderungspolitik 

SITUATION   IN   DEN   HERKUNFTSLäNDERN   VERBESSERN   UND 

KLARE  ZUWANDERUNGSREGELN   SCHAFFEN 

Ewa Klamt MdEP 

Der jüngste Ansturm 
von Flüchtlingen 

aus Nordafrika auf die 
beiden spanischen En- 
klaven Ceuta und Meili- 
la hat eine Debatte 
über die Einwande- 
rungspolitik der EU ent- 
facht. „Die EU isteinem 
hohen Migrationsdruck 
ausgesetzt. Diesen Zu- 
strom zu steuern ist ei- 
ne der Zukunftsaufga- 
ben in Europa. Was wir 
jetzt sehen, ist nur die Spitze des Eis- 
bergs", sagte die innenpolitische 
Sprecherin der EVP-ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament, Ewa Klamt 
(CDU) in Brüssel. 

Die gesamte EU-Außengrenze ber- 
ge unüberschaubare Migrations- und 
Sicherungsprobleme. „Das gilt auch 
für die grüne Grenze im Osten der EU", 
so Ewa Klamt. DieSicherungderGren- 
ze alleine werde aber nicht ausrei- 
chen. „Wir können nicht nur Sympto- 
me bekämpfen, wir müssen an den Ur- 
sachen ansetzen", sagte die CDU- 
Europaabgeordnete. 

In einer EU mit offenen Binnen- 
grenzen könne kein Land mehr alleine 
über Zuwanderung entscheiden. „Wir 
brauchen   eine   aufeinander   abge- 

stimmte europäische 
Einwanderun gsrege- 
lung. Klare Zuwande- 
rungsregeln müssen 
Flucht, Asyl und Wirt- 
schaftsmigration ent- 
halten." Eine Migrati- 
onspolitik müsse sich 
an den wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten der 
Mitgliedstaaten orien- 
tieren, aber auch Kon- 
tingente für Härtefälle 
umfassen. Klar sei 

auch, dass „legale Einwanderung nur 
dann bei den Menschen auf Akzep- 
tanz stößt, wenn die illegale wir- 
kungsvoll bekämpft wird", so Ewa 
Klamt. 

Neben der Sicherung der Außen- 
grenzen und der Bekämpfung von 
Menschenschmuggel müsse auch die 
Situation in den Herkunftsländern ver- 
bessert werden. „Das schließt Rückü- 
bernahmeabkommen ebenso ein wie 
eine deutliche Aufstockung der Ent- 
wicklungszusammenarbeit. Je besser 
die wirtschaftlichen Entwicklungsper- 
spektiven in den Herkunftsländern, 
umso geringer der Zuwanderungs- 
druck auf Europa", sagte die innen- 
politische Sprecherin der EVP-ED- 
Fraktion. 
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ABFALLWIRTSCHAFT 

HORST   SCHNELLHARDT: 

Chance für die deutsche 
Entsorgungswirtschaft 

EUROPäISCHES   PARLAMENT   GEGEN   ÖKODUMPING   BEI   ABFäLLEN 

ie grenzüberschreitende Verbrin- 
£ung von Abfällen wird EU-weit neu 

geregelt. Das Europäische Parlament 
verabschiedete in Straßburg eine ent- 
sprechende Verordnung in zweiter Le- 
sung. Zuvor war mit den nationalen Re- 
gierungen eine Einigung über die noch 
strittigen Punkte erzielt worden. Bei der 
Verbringung von Abfällen zur Verwertung 
(Recycling) muss berücksichtigt wer- 
den, ob im Verbringungsstaat die glei- 
chen Standards gelten. „Damit unter- 
binden wir Ökodumping bei der Entsor- 
gungswirtschaft" sagte Horst Schnell- 
hardt, der für die CDU/CSU-Gruppe im 
Europäischen Parlament das Dossier 
betreut. 

Die künftige Verordnung sei eine 
Chance für die hochentwickelte und be- 
reits in Teilen liberalisierte Branche in 

Deutschland. „Wir können die hohen 
Standards zu Hause halten und haben 
sogar ein exportfähiges Gesamtmo- 
dell", so Schnellhardt. Das betreffe so- 
wohl die Logistik als auch die Anlagen 
zum Recycling von Abfall- und Ver- 
packungsstoffen. Durch eine Vermei- 
dung von Mülltourismus könne zudem 
die Auslastung der modernen kommu- 
nalen Anlagen in Deutschland gesichert 
werden. 

Tierische Nebenprodukte wie z.B. 
Knochen oder ganze Tierkörper werden 
von der Neuregelung nicht erfasst. Sie 
sind bereits in einer separaten Verord- 
nung geregelt. „Bürokratischer Wust 
durch Doppelgesetzgebung konnte ver- 
hindert werden", so Schnellhardt. Die 
Verordnung kann nach derformellen Zu- 
stimmung durch den Rat in Kraft treten. 

;y.v 
MARKUS  PIEPER: 

„Strukturförderung auf Schlüssel- 
projekte konzentrieren" 

PLENARDEBATTE ZUR  FöRDERUNG   „ULTRAPERIPHERER  REGIONEN" 

In der Aussprache zum Bericht Mar- ohne Boden" steht einfach kein Geld 
I ques zur europäischen Strukturpoli- mehr zur Verfügung, lautet meine Kritik 
tik habe ich eine Konzentration der För- an der teilweise geübten Praxis der 
dermittel auf Schlüsselprojekte „mit Dauersubventionierung von ultraperi- 
hoher Rendite" gefordert. Für „Fässer pheren Regionen. 
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STRUKTURFöRDERUNG 

Es ist zu begrüßen, 
dass der Berichterstat- 
ter nach Intervention 
von niederländischen, 
deutschen und polni- 
schen Abgeordneten 
von Maximalforderun- 
gen Abstand genom- 
men hat. Insbesondere 
zusätzliche Infrastruk- 
turförderungen und 
Sonderbehandlungen 
des Agrarsektors in ab- 
gelegenen Inselregionen 
wären mit Blick auf die anstehenden 
Finanz-Kompromisse in den Ratsver- 
handlungen „kaum zu vermitteln ge- 
wesen". Zusätzlich muss künftig noch 
stärker die Frage im Vordergrund ste- 
hen, wo neu geschaffene Infrastruktu- 
ren tatsächlich neue Investitionen 
nach sich ziehen können. Oft nämlich 
ziehen geförderte Infrastrukturen le- 

Markus Pieper MdEP 

diglich einen immer 
höheren Förderungsbe- 
darf nach sich. Dies 
stellt keinen effizienten 
Einsatz der Regionalför- 
derung dar. 

Natürlich sind die 
Ausgleichsforderungen 
abgelegener Regionen 
in hohem Maße berech- 
tigt. Ein Maßstab der 
künftigen Förderpolitik 
muss künftig aber auch 
sein, ob überhaupt eine 

realistische Chance für ein sich selbst 
tragendes Wirtschaftswachstum be- 
steht. Wir werden beim Einsatz der 
knappen Strukturmittel stärker auf 
Schlüsselprojekte mit dauerhafter 
Standortaufwertung setzen müssen. 
Und weniger auf die statistische Be- 
dürftigkeit mit Dauersubventionen aus 
der Gießkanne. 

ROAMING-PREISE IM MOBILFUNK VERSTÄRKT IM BLICKPUNKT 
Kommission startet verbraucherorientierte Webseite mit Vergleichspreisen 

Die Preissituation auf dem europäischen Mobilfunkmarkt ist in den letzen Monaten 
verstärkt in den Blickpunkt europäischer Akteure geraten: „Der gemeinsam aus- 
geübte Druck auf die Mobilfunkbetreiber zeigt erste positive Auswirkungen für die 
Verbraucher", so das Urteil des Europaabgeordneten Daniel Caspary, der im Juli ei- 
ne entsprechende Anfrage samt einer detaillierten Aufstellung von europäischen 
Roaming-Preisen an die Kommission übermittelt hatte. Laufenden Untersuchungen 
der diversen Regulierungsbehörden und der Initiative von EU-Kommissarin Reding 
sei es zu verdanken, dass die Preise für das Telefonieren mit dem eigenen Handy im 
Ausland in jüngster Zeit vereinzelt billiger und die Kostenstrukturen etwas transpa- 
renter geworden sind. „Wir werden die nächsten Schritte der Betreiber genau beob- 
achten und hoffen, dass sie den eingeschlagenen Weg weitergehen", so Caspary. 

Die Kommission hat im Oktober eine neue Webseite eröffnet, auf der Verbrau- 
cher sich anbieterübergreifend über Roaming-Tarife im europäischen Ausland infor- 
mieren können. 

V 

http://europa.eu.int/information_society/roaming 
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AUS    DER     EV P - E D - FR A KTI 0 N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EV P - E D - FRAKTION 

Sacharow-Preis des Europäischen 
Parlaments verliehen 
Mit der kubanischen Dissidenten- 

gruppe „Damen in Weiß" wurde der 
Sacharow-Menschenrechtspreis des 
Europäischen Parlaments auch an den 
Vorschlag der EVP-ED-Fraktion verge- 
ben. Die beiden weiteren Preisträger 
sind die nigerianische Menschenrecht- 
lerin Hauwa Ibrahim und die internatio- 
nale Organisation „Reporter ohne Gren- 
zen". Die kubanischen „Damen in 
Weiß" demonstrieren für die Freilas- 
sung ihrer Söhne und Ehemänner, die 
aus politischen Gründen auf Kuba ge- 
fangen gehalten werden. Der nach dem 
sowjetischen Dissidenten Andrej Sach- 
arow benannte Preis wird für das Enga- 
gement für Meinungsfreiheit, Minder- 
heitenschutz und Demokratie vergeben. 

Bulgarien und Rumänien: Weitere 
Fortschritte für Beitritt notwendig 
Als ausgewogen und objektiv hat der 

Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, Hans- 
Gert Pöttering (CDU), die Erklärung der 
Kommission über den Fortschritt Bulga- 
riens und Rumäniens im Hinblickauf den 
Beitritt zur Europäischen Union bezeich- 
net. Die Kommission habe die noch be- 
stehenden Defizite ineinerReihe von Be- 
reichen, unter anderem Justiz, Umwelt, 
Sicherheit und Korruption klar aufge- 
zeigt und die beiden Länder zu weiteren 
zügigen Fortschritten aufgerufen. Das 
„letzte Wort" über den Zeitpunkt des Bei- 
tritts Bulgariens und Rumäniens sei heu- 

te noch nicht gesprochen, erklärte Pöt- 
tering. „Bulgarien und Rumänien haben 
bereits ein großes Arbeitspensum be- 
wältigt, dennoch müssen beide Länder 
noch hart weiterarbeiten bis zum Bei- 
tritt." Dies gelte insbesondere auch für 
die tatsächliche Umsetzung der Refor- 
men. Endgültig werde über das Bei- 
trittsdatum erst im Frühjahr entschie- 
den. Der Beitritt könne am 1.1.2007 nur 
erfolgen, wenn die beiden Länder die 
Voraussetzungen in den noch defi- 
zitären Bereichen erfüllen. Im Frühjahr 
2006 werde genau geprüft werden müs- 
sen, welchen Stand die Länder in den 
von der Kommission heute genannten 
Bereichen erreicht haben. Sollten keine 
ausreichenden Fortschritte erzielt wor- 
den sein, bleibe auch die Option einer 
Verschiebung des Beitritts um ein Jahr 
offen und möglich, erklärte Pöttering. 
„Wir hoffen, dass beide Länder schnell 
die notwendigen Fortschritte machen 
und bereits 2007 Mitglied der Europäi- 
schen Union werden können". Aller- 
dings, so Pöttering weiter, dürften keine 
Abstriche an den Beitrittsvoraussetzun- 
gen gemacht werden. Deswegen sei es 
richtig, dass die Kommission jetzt noch 
alle Möglichkeiten für den endgültigen 
Beitrittstermin offen gelassen habe. 

Ratspräsident Tony Blair vor dem Ple- 
num des Europäischen Parlaments 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Frakti- 

on, Hans-Gert Pöttering (CDU), hatdie 
Vorbereitung der informellen Sitzung 
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AUS    DER    EVP- ED - FRAKTI0N 

des Europäischen Rates durch einen 
Besuch des Ratspräsidenten Tony Blair 
im Europäischen Parlament als positi- 
ves und nachahmenswertes Signal der 
britischen Präsidentschaft für Parla- 
mentarismus und Demokratie in Euro- 
pa begrüßt. In der Sache nannte Potte- 
ring die Wiederherstellung des Vertrau- 
ens zwischen den Staats- und Regie- 
rungschefs und in die Zukunft Europas 
als wichtigstes Ziel des Gipfeltreffens. 
Gegenseitiges Vertrauen sei auch eine 
wichtige Voraussetzung, um bis zum 
Dezembergipfel noch zu einem Ergeb- 
nis in der Finanziellen Vorausschau zu 
gelangen. Pöttering trat dafür ein, deut- 
lich zu machen, dass es um die Zukunft 
eines politischen Projektes und nichtei- 
nes rein wirtschaftlich definierten Euro- 
pas gehe. So müsse die Globalisierung 
nicht nur im wirtschaftlichen, sondern 
in sehr viel umfassenderem Zusam- 
menhang gesehen werden. „Globali- 
sierung heißt auch Menschenrechte für 
alle Menschen in der Welt", erklärte 
Pöttering im Plenum gegenüber dem 
britischen Ratsvorsitzenden und dem 
Kommissionspräsidenten Barroso. 
Menschenrechtsverletzungen in Kuba 
und in China könnten nicht länger als 
„innere Angelegenheit" der Länder be- 
handelt werden. Wichtig sei auch eine 
stufenweise Öffnung der Märkte im 
Rahmen der WTO, da nur sojunge Men- 
schen in weniger wohlhabenden Län- 

dern eine Zukunft haben. Dies sei eine 
politische und moralische Verantwor- 
tung Europas, und der einzige Weg, um 
den Druck auf die Immigration nach Eu- 
ropa zu verringern. 

Finanzierung europäischer Verkehrs- 
und Energienetze 
Das Europäische Parlament hat für 

neue Finanzierungsmöglichkeiten für 
wichtige europäische Verkehrsprojek- 
te und Energienetze (TEN-Projekte) ge- 
stimmt. Damitnahm das Plenum einen 
Bericht des EVP-ED-Mitglieds Mario 
Mauro (Italien) an. Demnach soll für 
die Transeuropäischen Verkehrsnetze 
der Europäischen Union eine maxima- 
le EU-Förderung in Höhe von 50 Prozent 
möglich sein. Bisher lag der Höchst- 
beitrag der Europäischen Union bei 20 
Prozent. Mauro zeigte sich erfreut über 
die Annahme des Berichts: „Die trans- 
europäischen Netze sind ein wichtiger 
Faktor für die Erreichung der Lissabon- 
Ziele, und der Schaffung von mehr Be- 
schäftigung." Mauro wies darauf hin, 
dass Studien eine Verdoppelung des 
Verkehrsaufkommens in Europa bis 
zum Jahr 2020 vorsehen. Mit den TEN- 
Projekten sollten vor allem Engpässe 
beseitigt werden. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl. eu. int 
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